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Kapitel 1

Grundlagen

„Sollte es keine besonderen Gründe geben, die Gerichtsthüren zu öffnen,
so gibt es wenigstens auch keine, diese Thüren zu schließen“1

A. Einführung

Dass die Geheimjustiz des Absolutismus fortwährend durch ein grundsätzlich
öffentliches Gerichtsverfahren verdrängt wurde, hat seine Wurzeln in der aufklä-
rerischen Bewegung des 18. Jahrhunderts.2Der Zeitgeist der vomKampf umFreiheit
und Vernunft geprägten Epoche der Aufklärung ließ für jegliches Staatshandeln den
Ruf nach Publizität laut werden.3 In diesem Sinne forderte Immanuel Kant im
Jahre 1795 in seinemWerk „Zum ewigen Frieden“, dass eine gerechte Entscheidung
sich an der Reichweite ihrer Publizität zu messen habe. Ohne Publizität sei weder
Gerechtigkeit noch Recht im Allgemeinen denkbar, vielmehr müsse man fehlende
Publizität als Indikator von Unrecht auffassen.4 Im 19. Jahrhundert verhalfen sodann
aufbauend auf diesem Gedankengut insbesondere die Thesen Anselm von Feuer-
bachs der Etablierung öffentlicher Gerichtsprozesse endgültig zum Durchbruch.5 Er
stritt in seiner zweibändigen Schrift „Betrachtungen über die Öffentlichkeit und
Mündlichkeit der Gerechtigkeitspflege“ mit dem Element der notwendigen Ver-
trauensschaffung6 durch Publizität einerseits und anderseits mit umfassenden Ge-

1 Feuerbach, Betrachtungen über die Öffentlichkeit und Mündlichkeit der Gerechtigkeits-
pflege, S. 94.

2 BVerfGE 103, 44 (63) = NJW 2001, 1633 (1635) = JZ 2001, 704 (706); Jacobs, in:
Stein/Jonas, ZPO, § 169 GVG, Rn. 4; Schreiber, in: Wieczorek/Schütze, ZPO, § 169 GVG,
Rn. 4; Walther, JZ 1998, 1145 (1145); von Coelln, Medienöffentlichkeit, S. 60; Jung, in:
GS für Hilde Kaufmann, S. 891 (892).

3 Kißler, Öffentlichkeitsfunktion, S. 54 ff.; Pernice, Öffentlichkeit und Medienöffentlich-
keit S. 15.

4 Kant, Zum ewigen Frieden; Anhang, Abschnitt II, S. 244.
5 von Coelln, Medienöffentlichkeit, S. 74; eingehend zur geschichtlichen Entwicklung im

19. Jahrhundert: Schuckert, Grundsatz der Volksöffentlichkeit, S. 10 ff.
6 Feuerbach, Betrachtungen über die Öffentlichkeit und Mündlichkeit der Gerechtigkeits-

pflege, S. 94 f.



rechtigkeitserwägungen7 für die Etablierung öffentlicher Gerichtsverhandlungen.
Seine Thesen prägten wesentlich die Reichsjustizgesetze von 1877 und damit
letztendlich auch das deutsche Gerichtsverfassungsgesetz8,in deren §§ 169 ff. der
Grundsatz der Öffentlichkeit von staatlichen Gerichtsverhandlungen – beschränkt
nur durch enge Ausnahmen – bis heute als Prozessmaxime seinen Platz gefunden
hat.9 Im Laufe der Zeit gewährte der Staat seinen Bürgern fortwährend noch wei-
tergehende Möglichkeiten, verlässlich an authentische Informationen aus den Ge-
richtsverfahren zu gelangen. Man gestand der Allgemeinheit – um einleitend nur
Beispiele zu nennen – etwa Einsichtsrechte in die Gerichtsakten10 oder den Erhalt
von Urteilsabschriften11 zu. In Folge dieser Entwicklung hielt ein zunehmend hohes
Maß an Transparenz in der rechtsprechenden Gewalt Einzug. Dass hierbei Umfang
und Grenzen der Transparenz staatlicher Gerichtsverfahren dem stetigen Einfluss
und Wandel gesellschaftlicher Entwicklung ausgesetzt sind, zeigte sich exempla-
risch in der Neufassung12 des § 169 GVGmitWirkung zum 19. April 2018: Um dem
technischen Fortschritt, dem gesteigerten Informationsbedürfnis der Bevölkerung
und der verändertenMedienlandschaft, die sich etwa durch die zunehmende Sendung
sog. „Livestreams“, Internet-Blogs oder Twitter-Nachrichten auszeichnet, gerecht zu
werden, hat der Gesetzgeber Tonübertragungen aus dem eigentlichen Gerichtssaal in
Arbeitsräume für die Presse sowie sonstige Ton- und Filmaufnahmen in moderatem
Umfang zugelassen.13

Wertet man die Zugänglichkeit und Erhältlichkeit von Informationen aus Ge-
richtsverfahren in Anlehnung an Kant und Feuerbach als Garanten für Gerechtigkeit,
für Recht als solches sowie für das Vertrauen der Bürger in die Rechtsprechung, dann
zeigt sich deren Stellenwert dort umso deutlicher, wo gerichtsunerfahrene Personen
auf gerichtserfahrene Gegner treffen. Denn gerade bei einem Ungleichgewicht
hinsichtlich Erfahrung und Wissen scheint eine Kontrollmöglichkeit der Öffent-
lichkeit nicht nur in Sachen Rechts- und Gerechtigkeitsgewähr, sondern auch für die
Vertrauensbildung von besonderer Relevanz zu sein. Demgemäß mag die Forderung
nach einer Kontrolle durch die Öffentlichkeit in allgemeinen Zivilverfahren zunächst
zwar weniger dringlich wirken als in einem Strafverfahren,14 bei dem ein gerichts-
erfahrener Staatsanwalt einem rechtsunkundigen Angeklagten gegenüber steht.
Doch auch für zivilrechtliche Streitigkeiten kann ein vergleichbares Kontrollbe-

7 Feuerbach, Betrachtungen über die Öffentlichkeit und Mündlichkeit der Gerechtigkeits-
pflege, S. 89

8 RGBl. 1877 S. 41, im Folgenden abgekürzt als GVG.
9 Bockelmann, NJW 1960, 217 (218), unter Verweis auf die Erörterungen der XI. Kom-

mission des Reichstages über die Vorbereitung des GVG.
10 Umfassend dazu Kap. 4 C. I. 1.
11 Umfassend dazu Kap. 4 C. I. 3.
12 BGBl. 2017 I, S. 3546 ff.
13 BT-Drs. 18/10144, S. 11 und S. 13 f., siehe hierzu Kap. 4 A. I.
14 Braun, Lehrbuch des Zivilprozessrechts, S. 145.
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dürfnis der Öffentlichkeit bestehen.15 So sind bei zivilrechtlichen Streitigkeiten
hinsichtlich des Zugangs zum Recht regelmäßig sog. „Einmalprozessierer“ („one
shotters“) gegenüber sog. „repeat players“ strukturell im Nachteil, da sich letztere
zumeist bereits gut im Rechtssystem auskennen.16 Das gilt insbesondere bei Ver-
braucherstreitigkeiten:17 Verbraucher sind in aller Regel solche „Einmalprozessie-
rer“ oder zumindest „Seltenprozessierer“ und verfügen im Gegensatz zu Unter-
nehmern oft nur über das ihnen durch die mediale Berichterstattung18 oder durch
Filme und Fernsehserien vermittelte Bild von Gerichtsverfahren, das in der Regel
nicht realistisch ist. Dass Informationen aus gerichtlich ausgetragenen Verbrau-
cherstreitigkeiten transparent an die Öffentlichkeit gelangen, hat für die Rechts-
durchsetzung vonVerbrauchern darüber hinaus eine soziale Funktion:19 Eine vor den
Augen der Öffentlichkeit stattfindende Rechtsdurchsetzung ist für die Allgemeinheit
von nicht zu unterschätzender Bedeutung, weil damit einerseits rechtskonformes
Verhalten bestätigt und anderseits Anreize gegen bewussten Rechtsbruch gesetzt
werden.20 Wo das materielle Recht präventive Zwecke verfolgt, darf das Ergebnis
seiner Anwendung zudem denknotwendig nicht der Öffentlichkeit verborgen blei-
ben.21 Dass die Allgemeinheit auch tatsächlich großes Interesse daran hat, Infor-
mationen aus gerichtlich ausgetragenen Verbraucherstreitigkeiten zu erhalten, zeigt
sich dabei in der Praxis der medialen Berichterstattung. Verbraucherstreitigkeiten
erfahren aufgrund ihrer Alltagsbedeutung im Wirtschaftsverkehr hohe mediale
Aufmerksamkeit.22 So wird im Vergleich zu anderen rechtlichen Themen jedenfalls
über die obergerichtlichen Entscheidungen in Verbrauchersachen häufig und ein-
gehend in den Medien berichtet.23

Die heutige Selbstverständlichkeit24 öffentlicher Gerichtsverfahren und der hohe
Stellenwert transparenter Gerichtsverfahren für Verbraucherstreitigkeiten dürfen
aber nicht den Blick darauf versperren, dass gerade die Verfahrensbeteiligten nicht in
jedem Fall selbst an einer Austragung der Verbraucherstreitigkeit vor den Augen der
Öffentlichkeit interessiert sind. Von einer nichtöffentlichen und vertraulichen
Konfliktlösung wird im Allgemeinen beispielsweise eine Vermeidung negativer
Publicity25, der Schutz von Betriebsgeheimnissen und wirtschaftlicher Daten26 sowie

15 Schiffer, Deutsche Justiz, S. 335; Braun, Lehrbuch des Zivilprozessrechts, S. 145.
16 Kocher, Funktionen der Rechtsprechung, S. 124 f.
17 Zum Begriff siehe unten Kap. 2 C.
18 Fries, Verbraucherrechtsdurchsetzung, S. 32.
19 Fries, Verbraucherrechtsdurchsetzung, S. 106.
20 Fries, Verbraucherrechtsdurchsetzung, S. 106.
21 Fries, Verbraucherrechtsdurchsetzung, S. 106; ähnlich mit Blick auf die Generalprä-

vention im Strafrecht Hassemer, ZRP 2013, 149 (150).
22 Meller-Hannich/Höland/Krausbeck, ZEuP 2014, 8 (34).
23 Meller-Hannich/Höland/Krausbeck, ZEuP 2014, 8 (34).
24 Seitz, Disposition über die Öffentlichkeit im Zivilprozess, S. 23.
25 Risse, NJW 2000, 1614 (1618).
26 Braun, SchiedsVZ 2013, 274 (277).
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